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DEUTSCHER BUNDESTAG 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - AZ 140/49 - 
des Lehrers Josef Cochsmeyer aus Roth, Kreis 
Prüm, betr. die Wahl im \\ ahlkreis 6 des 
Landes Rheinland-Pfalz, gewählter Abge- 
ordneter Matthias Mehs, 

hat der Bundestag in seiner . . . Sitzung 

vom beschlossen: 

Der Einspruch des Lehrers Josef 
Cochsmeyer gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum ersten Deutschen Bundestag 
im Wahlkreis 6 des Landes Rheinland- 
Pfalz wird zurückgewiesen. 

Tatbestand: 

Bei der Durchführung der V ahl zum ersten 
Deutschen Bundestag sind im Lande Rhein- 
land-Pfalz vom Landeswahlleiter an die 
einzelnen Gemeinden Kuverts mit dem Auf- 
druck „Wahl zum ersten Deutschen Bundes- 
tag am 14. August 1949 in Rheinland-Pfalz ‘ 
ge liefert worden. 

Der § 37 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit 
§ 30 der Ersten Landesverordnung zur 
Durchführung des Wahlgesetzes zum ersten 
Bundestag (IA O) vom 21. Juni 1949 bestimmt, 
daß die Wahlzettelumschläge vor der Wahl 
noch zusätzlich mit dem Dienstsiegel der 
Gemeinde zu versehen sind. 

Der Einsprechende behauptet, daß in seinem 
und in anderen Wahlbezirken, wahrscheinlich 
im ganzenWahlkreis 6, Umschläge ohne dieses 
Siegel benutzt worden seien. Er beantragt 
mit Schriftsatz vom 19. August 1949 und 
1. Dezember 1951, die Wahlen im Wahlkreis 
6 lur ungültig zu erklären. 

Der Wahlprüfungsausschuß hat Beweis durch 
Vorlage der Wahlzettclumschläge erhoben. 

Entscheidungsgründe : 

Durch die Beweisaufnahme ist erwiesen, 
daß im gesamten Wahlkreis 6 des Landes 
Rheinland-Pfalz die vom Landeswahlleiter 
gelieferten Kuverts mit dem Aufdruck 
„Wahl zum ersten Deutschen Bundestag am 
14. August 1949 in Rheinland-Pfalz*’ ver- 
wendet worden sind, ohne sie zusätzlich 
mit dem Dienstsiegel der Gemeinden zu 
versehen. 

Darin liegt zwar ein Verstoß gegen die Be- 
stimmung der §§ 37 Abs. 1 Nr. 2 und 50 LA O. 
Diese Verletzung der gesetzlichen Be- 


stimmungen hat jedoch keinen Einfluß auf 
das Ergebnis der Wahlen gehabt. Denn die 
Vorschrift der erwähnten Bestimmungen 
dient dem Zweck der amtlichen Kenn- 
zeichnung der Umschläge, damit kein Un- 
berufener Privatumschläge in die Urne 
werfen kann, und der Sicherung des Wahl- 
geheimnisses. 

Die amtliche Kennzeichnung der Wahlum- 
schläge erscheint ausreichend gesichert 
dadurch, daß im Wahlkreis 6 des Landes 
Hessen nur Umschläge mit dem amtlichen 
Aufdruck „Wahl zum ersten Deutschen Bundes- 
tag am 14. August 1949 in Rheinland- 
Pfalz” verwendet worden sind. 

Auch das Wahlgeheimnis blieb in den 
fraglichen Gemeinden gewahrt, obwohl die 
Kuverts nicht noch einmal mit dem Dienst- 
siegel der Gemeinden gestempelt worden 
sind; denn in dem gesamten Wahlkreis 6 
sind die amtlichen Kuverts einheitlich und 
ausschließlich ohne zusätzliches Dienstsiegel 
der Gemeinden den Wählern ausgehändigt 
und in die Wahlurne gelegt worden. 

Eine A erletzung des Wahlgeheimnisses wäre 
höchstens dann denkbar gewesen, wenn die 
Kuverts teilweise mit zusätzlichem Dienst- 
siegel und teilweise ohne dieses Siegel ver- 
wendet worden wären. Dies ist vom Ein- 
spruchsführer nicht einmal behauptet worden. 
Vielmehr ist durch die einheitliche \ er- 
wendung von Kuverts ohne zusätzliches 
Dienstsiegel dem Sinn des § 37 Abs. 1 
Nr. 2 - Sicherung des Wahlgeheimnisses 
und amtliche Kennzeichnung - der Sache 
nach, wenn auch unter A erletzung der 
äußeren Form, Genüge getan. 

Aus diesen Gründen mußte der Einspruch 
zurüekgewiesen werden. 

Reehtsmittelbelelirung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 
vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl, I 
S. 243) das Rechtsmittel der Beschwerde 
an das Bundesverfassungsgericht binnen 
einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses 
unter den im § 48 des Bundesverfassungs- 
gerichtsgesetzes angegebenen Voraussetzungen 
zulässig. 



